
1. Sachverhalte
Fall: Die im gewerblichen 
Grundstückshandel tätige 
X GmbH bietet eine Eigentums-
wohnung im Internet zum Kauf 
an. K hat gerade geerbt, er will 
die Wohnung kaufen. X, hoch 
erfreut, will am Tag nach der 
Zusage den Kaufvertrag be-
urkunden und beauftragt den 
Notar Dr. Hinderlich mit der 
Beurkundung. Dieser teilt mit, 
erst müsse der Käufer den Ver-
tragsentwurf erhalten und dann 
auch noch eine 2-wöchige War-
tefrist beachtet werden. 
X fragt einen anderen Notar, 
Dr. Fix, ob das wirklich sein 
muss.  

2. Rechtslage 
Nach § 17 Abs. 2 a BeurkG soll 
der Notar das Beurkundungs-
verfahren so gestalten, dass die-
ser den Willen der Betei ligten 
erforschen, den Sachverhalt klä-

ren und die Beteiligten über die 
rechtliche Tragweite des von ih-
nen beabsichtigten Geschäftes 
belehren kann. Bei Verbraucher-
verträgen soll der Notar hierbei 
darauf hinwirken, dass 

die Erklärungen des Verbrau- �
chers von diesem persönlich 
oder durch eine Vertrauens-
person vor dem Notar abge-
geben werden, und
der Verbraucher ausreichend  �
Gelegenheit erhält, sich vor-
ab mit dem Gegenstand der 
Beurkundung auseinander zu 
setzen. Bei Verbraucherver-
trägen geschieht dies i.d.R. da-
durch, dass dem Verbraucher 
der beabsichtigte Text des 
Rechtsgeschäfts 2 Wochen 
vor der Beurkundung zur Ver-
fügung gestellt wird. 

Im Regelfall stellt der Notar dies 
durch Anfertigung des auf das 

jeweilige Geschäft zugeschnit-
tenen Entwurfes und dessen 
Aushändigung/Übersendung 
sicher. Es reicht aber auch aus, 
wenn die Übermittlung durch 
den Unternehmer oder einen 
Dritten, auch den vermitteln-
den Makler, erfolgt. 
Der Text muss nicht mit dem In-
halt des beurkundenden Textes 
identisch sein. Es können Ne-
benbedingungen offen bleiben 
oder auch fehlen. Es sollen nach 
heutiger Rechtslage auch indi-
viduelle Bedingungen über die 
Vertragsparteien und den Kauf-
preis offen bleiben können, so 
dass auch die Übersendung des 
abstrakten Vertragsmusters 
möglicherweise bereits ausrei-
cht (Beck´sches Notarhand-
buch, 5. Aufl. 2009, G Rdn. 71 
m.w.N.). 
Verweist der Kaufvertrag auf 
andere Urkunden, z.B. eine Tei-
lungserklärung oder eine Bau-

beschreibung, muss auch diese 
rechtzeitig zur Verfügung ste-
hen. Die alleinige Möglichkeit 
nur zur Einsichtnahme reicht 
nicht aus (Bohrer, DNotZ 02, 
579, 583). 
Spätere Änderungen des Ver-
tragstextes in der Beurkundung 
bleiben grundsätzlich zulässig. 
Als Ergebnis des Verhandelns 
werden solche auch regelmä-
ßig vorkommen. Führen aber 
Änderungswünsche insbes. 
des Unternehmers zu einem 
völlig anderen Entwurfsinhalt, 
kann es geboten sein, die Frist 
auch neu beginnen zu lassen 
(Beck´sches Notarhandbuch, 
a.a.O., G Rdn. 72). 

3. Vermerk
Die Urkunde soll einen Vermerk 
über die Einhaltung der Frist 
enthalten. Der Vermerk kann 
etwa dahin lauten, dass am 
Vertrag beteiligte Verbraucher 
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nach Belehrung des Notars über 
§ 17 Abs. 2 a BeurkG erklärten, 
dass diese den Entwurf der je-
weiligen Urkunde mind. 2 Wo-
chen vor dem Beurkundungs-
termin zur Verfügung gestellt 
erhalten haben. 
Die Frist bezweckt eine „coo-
ling-off-Periode“, der Verbrau-
cher soll ausreichend Zeit zur 
Prüfung und Überlegung ha-
ben. Nur in ganz begründeten 
Ausnahmefällen bleibt es zuläs-
sig, dass die Frist unterschritten 
wird. Im Fall der Unterschrei-
tung muss trotz der Nichtein-
haltung der Frist überlegtes 
Handeln sichergestellt bleiben. 
Der Notar wird in der Urkunde 
feststellen müssen, dass eine  
besodere und ausnahmswei-
se Eilbedürftigkeit bestand. 
Ein Beispiel dafür kann etwa 
der Ablauf steuerlicher Fristen 
sein, wenn der Verbraucher 
gleichzeitig glaubhaft darlegt, 
dass er durch sachkundige Be-
rater o.Ä. in besonderer Weise 
Gelegenheit hatte, sich mit dem 
Gegenstand der Beurkundung 
auseinander zu setzen und sich 
im Ergebnis geprüft und wohl-
überlegt zum Kauf entschlossen 
hat.

4. Verbrauchervertrag 
Die beschriebene Anforderung 
besteht nur für Verträge zwi-
schen einem Unternehmer und 
einem Verbraucher. 
Unternehmer sind nach § 14 
BGB natürliche oder juristische 
Personen, die beim Abschluss 
des jeweiligen Geschäftes in 
Ausübung ihrer gewerblichen 
oder selbständigen Tätigkeit 
handeln. Verbraucher ist jede 
Person, die einen Vertrag ab-
schließt, der weder einer ge-
werblichen oder selbständig 
beruflichen Tätigkeit zuzuord-
nen ist. 
Oft wird die Konstellation so 
sein, dass der Verbraucher Käu-
fer ist. Der Verbraucher kann 
aber auch Verkäufer sein, wenn 
dieser etwa sein Grundstück 

zum Zwecke der Bebauung oder 
rein zur Handelstätigkeit an ei-
nen Unternehmer verkauft. 

5. Verstoß
Noch nicht klar entschieden ist, 
welche Rechtsfolgen in den Fäl-
len systematischer Unterschrei-
tung oder Nichteinhaltung der 
Wartefrist entstehen. Gesicher-
te Rechtsprechung existiert da-
zu noch nicht. 
Es wird aber bereits disku-
tiert, ob der Verbraucher im 
Fall systematischer Fristun-
terschreitung möglicherweise 
ein Lösungsrecht vom Vertrag 
oder ein solches zum Widerruf 
seiner Vertragserklärung hat. 
Vor allem eben in Fällen, bei 
denen der Verbraucher über die 
Existenz der ihm an sich zuste-
henden Frist nicht aufgeklärt 
wurde und ein Fall mehrfach sy-
stematischer Nichteinhaltung 
der Frist bei der Beurkundung 
mit demselben Unternehmer 
festgestellt wird (so etwa Grzi-
wotz, FS Thode (2005), S. 243, 
251; hierzu auch Basty, Schwer-
punkte der Vertragsgestaltung, 
6. Aufl., C Rdn. 250 m.w.N.). 

6. Empfehlung
Die Einhaltung der 2-wöchigen 
Wartefrist ist beim Verbraucher-
vertrag dringend zu empfehlen. 
Erstrangig ist es nach den Be-
stimmungen des Beurkundungs-
gesetzes Aufgabe des Notars, 
die Einhaltung der Frist sicher-
zustellen. In der Praxis leider oft 
um den Preis, dass es an anderer 
Stelle vielleicht nicht ganz so ge-
nau genommen wird. 
Aber gerade auch für den Un-
ternehmer ist das Abwarten der 
dem Verbraucher zustehenden 
Frist der sicherere Weg. Denn 
stellt sich heraus, dass der Un-
ternehmer etwa das Nichtbe-
achten der Frist veranlasst oder 
daran mitgewirkt hat, verletzt 
auch dieser im Ergebnis vorver-
tragliche Pflichten gegenüber 
seinem Kunden. Die Verletzung 
solcher Rechtspflichten führt 

im Wege des Schadensersatzes 
nach ganz allgemeinen Regeln 
zu der Pflicht, den späteren Ver-
tragspartner so zu stellen, als 
wäre es zur Pflichtverletzung 
nicht gekommen. Gut begründ-
bar führt dies zum Anspruch 
auf Aufhebung des u.U. übereilt 
geschlossenen Vertrages. Denn 
es ist etwa auch für andere Fälle 
der Verletzung vorvertraglicher 
Beratungs- oder Aufklärungs-
pflichten durchaus entschieden, 

dass ein Anspruch auf Rückgän-
gigmachung/Aufhebung eines 
Vertrages besteht, wenn ein 
solcher durch pflichtwidriges 
Verhalten einer Vertragspartei 
zustande gekommen ist (Pa-
landt, BGB, 68. Aufl. 2009, § 311 
Rdn. 55 m.z.w.N.).  
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